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Gesetzentwurf 

der Landesregierung 

Gesetz über den Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg (KVBbgG) 

A. Problem 

Das Gesetz über den Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg ist am 
28. Juni 1999 (GVBl. I S. 206) neu bekannt gemacht und durch Gesetze vom 
23. September 2008 (GVBl. I S. 202), vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16, S. 3), vom 
20. Dezember 2016 (GVBl. I Nr. 31), vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 22) und 
vom 19. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 38, S.3) geringfügig geändert worden. Aufgrund der 
eingetretenen Entwicklungen in rechtlicher und tatsächlicher Sicht besteht ein um-
fassender Anpassungsbedarf. In redaktioneller Hinsicht sind Anpassungen an die 
gegenwärtigen Regeln zur Rechtschreibung und die Anforderungen einer ge-
schlechtergerechten Bezeichnung bestimmter Begriffe erforderlich. 

B. Lösung 

Neufassung des Gesetzes über den Kommunalen Versorgungsverband Branden-
burg. 

C. Rechtsfolgenabschätzung 

I. Erforderlichkeit 

Die Neuregelungen sind rechtlich und tatsächlich erforderlich. Die Änderungen 
können aufgrund des Änderungsumfanges nur im Wege einer Gesetzesände-
rung erfolgen. Alternativen gibt es nicht. 

II. Zweckmäßigkeit 

Der Sachverhalt wird grundsätzlich nicht detaillierter als bisher geregelt. Allen-
falls bei der Neufassung der §§ 9 und 15 ist dies aus Klarstellungsgründen er-
forderlich. Die in § 17 normierte Pflicht zur Bestellung eines Verantwortlichen 
Aktuars wird durch den Wegfall der Versicherungsaufsicht kompensiert. 

III. Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und Verwaltung 

Durch die Regelung werden keine neuen Pflichten, wie etwa Anzeige-/ Melde-
pflichten, Mess-/Aufzeichnungspflichten, Mitführungspflichten, Nachweis-/Auf-
bewahrungspflichten, oder Duldungs-/Mitwirkungspflichten, für Bürger, für Un-
ternehmen oder andere eingeführt oder bestehende Pflichten erweitert. Im We-
sentlichen soll mit der Gesetzesänderung nur eine Anpassung an die beste-
hende rechtliche Situation vorgenommen werden. Die Änderungen sehen keine 
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näheren Mindestanforderungen an Personal- und Sachmittel sowie Verfahrens-
vorgaben vor. 

D. Verfahrensbeteiligte im Sinne des Kapitels I Nummer 1 der Vereinbarung 
zwischen Landtag und Landesregierung über die Unterrichtung des Landta-
ges nach Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg 

– Deutscher Gewerkschaftsbund, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Keithstraße 1, 
10787 Berlin;  

– dbb beamtenbund und tarifunion, landesbund brandenburg, Weinbergstraße 36, 
14469 Potsdam;  

– Städte- und Gemeindebund Brandenburg, Stephensonstraße 4, 14482 Potsdam;  

– Landkreistag Brandenburg, Jägerallee 25, 14469 Potsdam; 

– Die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht 
Brandenburg, Stahnsdorfer Damm 77, 14532 Kleinmachnow. 

E. Zuständigkeiten 

Federführend zuständig für die Bearbeitung ist der Minister des Innern und für Kom-
munales. 



    

Gesetzentwurf für ein 

Gesetz über den Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg 

(KVBbgG) 

Vom ... 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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§ 16 Fachausschuss Zusatzversorgungskasse 
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Übergangs- und Schlussvorschriften 
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§ 21 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Abschnitt 1 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 1 

Rechtsstellung, Sitz und Aufsicht 

(1) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts und hat seinen Sitz in Gransee. Er erfüllt seine Aufgaben im 
Rahmen der gesetzlichen und tarifvertraglichen Bestimmungen in eigener Verant-
wortung und besitzt das Recht, Beamte und Beamtinnen zu haben. Er ist befugt 
auch im Rahmen des übertragenen Aufgabenbereichs Verwaltungsakte zu erlassen 
und ist zuständige Behörde für die Entscheidung über Widersprüche. 

(2) Der Kommunale Versorgungsverband führt ein Dienstsiegel. Die Änderung des 
Dienstsiegels bedarf der Genehmigung des für Inneres zuständigen Ministeriums. 
Für das Nähere ist die Kommunale Hoheitszeichenverordnung entsprechend anzu-
wenden. 

(3) Der Kommunale Versorgungsverband unterliegt der Rechtsaufsicht des für In-
neres zuständigen Ministeriums (Rechtsaufsichtsbehörde). Die Vorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg über die Aufsicht gelten entspre-
chend. Die Rechtsaufsichtsbehörde ist befugt, 

1. vom Kommunalen Versorgungsverband Auskünfte über alle Geschäftsangele-
genheiten und die Vorlage oder Übersendung von Geschäftsunterlagen zu ver-
langen und 

2. zu den Sitzungen des Verwaltungsrates sowie der Fachausschüsse Versor-
gungskasse und Zusatzversorgungskasse Vertreter oder Vertreterinnen zu ent-
senden, denen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehörde ist 
die Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zu übersenden; 
nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu übersenden. 
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§ 2 

Gliederung, Aufgaben, Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Der Kommunale Versorgungsverband gliedert sich in die Versorgungskasse 
und die Zusatzversorgungskasse. 

(2) Aufgabe der Versorgungskasse ist es, für ihre Mitglieder die Festsetzung, Be-
rechnung und Zahlung der beamtenrechtlichen Versorgungsleistungen zu überneh-
men und sie in versorgungsrechtlichen Fragen zu beraten. Im Namen der Mitglieder 
stellt sie die ruhegehaltfähigen Dienstzeiten fest und trifft die sonstigen notwendigen 
Entscheidungen; sie vertritt die Mitglieder insoweit in Rechtsstreitigkeiten. Ferner 
obliegt ihr die Festsetzung von Beihilfen an die Versorgungsempfänger und Versor-
gungsemfängerinnen nach den beamtenrechtlichen Beihilfevorschriften und die Ge-
währung einer Betriebsrente im Sinne des Betriebsrentengesetzes vom 19. Dezem-
ber 1974 (BGBl. I S. 3610), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2022 (BGBl. I S. 2759) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung. Die durch ihre Leistungen entstehenden Lasten einschließlich der notwendi-
gen Verwaltungskosten hat sie durch Umlage oder im Wege der Erstattung auszu-
gleichen. Das Nähere regelt die Satzung. 

(3) Aufgabe der Zusatzversorgungskasse ist es, durch Versicherung den Arbeit-
nehmern und Arbeitnehmerinnen ihrer Mitglieder nach Maßgabe tarifvertraglicher 
Regelungen und im Rahmen der Satzung eine zusätzliche Alters-, Erwerbsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenversorgung zu gewähren. Hinterbliebene aus eingetrage-
ner Lebenspartnerschaft sind bei der Hinterbliebenenversorgung Hinterbliebenen 
aus einer Ehe gleichzustellen. 

(4) Der Kommunale Versorgungsverband erbringt darüber hinaus für die Mitglieder 
sonstige Leistungen, die im Zusammenhang mit seinen Aufgaben stehen. Er ermit-
telt für seine Mitglieder auf Grundlage der kommunalrechtlichen Vorschriften die 
Höhe der sich nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen ergebenden Pensions-
verpflichtungen. Er übernimmt auf Antrag für seine Mitglieder die Festsetzung und 
Zahlung von Beihilfen, die aufgrund der Beihilfevorschriften Beamten und Beamtin-
nen sowie Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen zu gewähren sind. Er kann auf 
Antrag für seine Mitglieder auch die Berechnung, Festsetzung und Zahlung von Be-
zügen nach den beamtenrechtlichen und tarifrechtlichen Regelungen und damit in 
Zusammenhang stehende Aufgaben übernehmen. Das Nähere regelt die Satzung 
der Versorgungskasse. 

(5) Der Kommunale Versorgungsverband ist berechtigt, personenbezogene Daten 
einschließlich Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung, ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.5.2018, S. 2; L 074 vom 4.3.2021, S. 35) zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung 
der in den Absätzen 2 bis 4 genannten Aufgaben erforderlich ist. Zur Wahrung der 
Grundrechte und Interessen der betroffenen Personen sind spezifische und ange-
messene Maßnahmen nach § 24 des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes 
vorzusehen. Zur Erfüllung der nach den Absätzen 2 bis 4 wahrgenommenen Auf-
gaben können personenbezogene Daten auch vollständig automatisiert verarbeitet 
werden. §§ 94 und 95 des Landesbeamtengesetzes gelten entsprechend. 
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§ 3 

Satzungen 

(1) Der Kommunale Versorgungsverband regelt seine Angelegenheiten durch Sat-
zungen. Die Satzungen und ihre Änderungen werden für den Bereich der Versor-
gungskasse und der Zusatzversorgungskasse von dem jeweils zuständigen Fach-
ausschuss beschlossen. In Angelegenheiten, die beide Kassenbereiche betreffen, 
ist das Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat herzustellen. 

(2) Die Satzungen und Änderungssatzungen bedürfen der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde. Die Satzungen und Änderungssatzungen bedürfen der 
Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. Ausgenommen hiervon sind Satzungs-
änderungen, die auf einer Änderung der Versorgungstarifverträge beruhen; sie sind 
der Rechtsaufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Satzungen und ihre Änderungen so-
wie Genehmigungen nach Satz 1 sind im Amtsblatt für Brandenburg bekanntzuma-
chen. Sie treten am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft, soweit kein anderer 
Zeitpunkt in den Satzungen bestimmt ist. 

§ 4 

Organe 

Organe des Kommunalen Versorgungsverbandes sind 

1. der Verwaltungsrat, 

2. der Direktor oder die Direktorin, 

3. der Fachausschuss Versorgungskasse, 

4. der Fachausschuss Zusatzversorgungskasse. 

§ 5 

Verwaltungsrat, Verordnungsermächtigung 

(1) Der Verwaltungsrat des Kommunalen Versorgungsverbandes besteht aus den 
Mitgliedern des Fachausschusses Versorgungskasse und den Mitgliedern des 
Fachausschusses Zusatzversorgungskasse. Im Falle ihrer Verhinderung werden 
sie von ihrer jeweiligen Stellvertretung im Fachausschuss vertreten. 

(2) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine Vorsit-
zende und einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin. Für die Wahl gilt § 40 Ab-
satz 2 bis 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entsprechend. Der 
oder die Vorsitzende und die jeweilige Stellvertretung kann mit der Mehrheit der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Verwaltungsrates abgewählt werden. 

(3) Der Verwaltungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. Die Mitglieder des 
Verwaltungsrates und ihre Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Die Vorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg über die ehrenamtliche Tätigkeit 
sind entsprechend anzuwenden. 
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(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates oder ihre Stellvertretungen erhalten Fahr-
kostenerstattung und für jeden Sitzungstag ein volles Tagegeld nach dem für Lan-
desbeamte oder Landesbeamtinnen geltenden Reisekostenrecht. Das für Inneres 
zuständige Mitglied der Landesregierung kann in einer aufgrund des § 30 Absatz 4 
Satz 6 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg erlassenen Rechtsver-
ordnung abweichende Regelungen zur Auslagenerstattung treffen. 

(5) Der Verwaltungsrat tagt grundsätzlich in nichtöffentlicher Präsenzsitzung. Die 
Mitglieder des Verwaltungsrates können, abgesehen von der konstituierenden Sit-
zung des Verwaltungsrates, auf begründeten Antrag an der Sitzung per Video teil-
nehmen, soweit dies technisch möglich ist. Ein begründeter Antrag liegt insbeson-
dere vor, wenn dem Mitglied des Verwaltungsrates anderenfalls seine persönliche 
Teilnahme an der Sitzung aus beruflichen, familiären oder gesundheitlichen Grün-
den nicht ermöglichen kann. Abweichend von Satz 2 kommt für den Vorsitzenden 
oder die Vorsitzende der jeweiligen Sitzung des Verwaltungsrates nur eine persön-
liche Teilnahme am Sitzungsort in Betracht. Durch geeignete Maßnahmen ist si-
cherzustellen, dass sich die am Sitzungsort anwesenden und die per Video teilneh-
menden Mitglieder des Verwaltungsrates gegenseitig wahrnehmen können. Die per 
Video Teilnehmenden haben bei der Teilnahme an der Sitzung sicherzustellen, 
dass die Nichtöffentlichkeit gewahrt bleibt und keine weiteren Personen die Sitzung 
verfolgen können. Treten vor oder während der Sitzung technische Störungen auf, 
die eine Teilnahme oder weitere Teilnahme von per Video teilnehmenden Mitglie-
dern der Gemeindevertretung an der Sitzung über einen angemessenen Zeitraum 
hinaus verhindern, ist dies als entschuldigtes Fernbleiben zu werten. Eine aus tech-
nischen Gründen verursachte kurzzeitige Teilnahme nur per Audio ist unbeachtlich. 

§ 6 

Aufgaben und Befugnisse des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat entscheidet durch Beschluss über grundsätzliche Angele-
genheiten des Kommunalen Versorgungsverbandes, soweit sie nicht den in den 
§§ 7, 12 und 16 genannten Organen obliegen. Die Beschlüsse werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Der Ver-
waltungsrat entscheidet über 

1. die dienstrechtlichen Angelegenheiten des Direktors oder der Direktorin, 

2. die Bestellung und Abbestellung des allgemeinen Vertreters oder der allgemei-
nen Vertreterin des Direktors oder der Direktorin, 

3. den Wirtschaftsplan und seine Änderungen, die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Genehmigung des Lageberichts sowie die Verwendung des 
Jahresergebnisses, 

4. die Entlastung des Direktors oder der Direktorin, 

5. die Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers, einer Wirtschaftsprüferin oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

6. die Beauftragung Dritter mit der Durchführung von Aufgaben nach diesem Ge-
setz sowie die Übernahme solcher Aufgaben für Dritte, 
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7. die Einführung und Änderung des Dienstsiegels. 

(2) Der Verwaltungsrat entscheidet auf Vorschlag des Direktors oder der Direktorin 
über das Ergebnis des Bewerberauswahlverfahrens bei der Begründung eines Be-
amtenverhältnisses sowie über die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern 
und Arbeitnehmerinnen. Satz 1 gilt entsprechend für die Entscheidung über die Be-
förderung in ein Amt ab Besoldungsgruppe A 13 der Laufbahngruppe des höheren 
Dienstes sowie auch für die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders 
bewerteten Tätigkeit an Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vergleichbarer Ent-
geltgruppen. Der Verwaltungsrat kann die Befugnisse nach den Sätzen 1 und 2 
ganz oder teilweise dem Direktor oder der Direktorin übertragen. 

(3) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehörde und Dienstvorgesetzter des Di-
rektors oder der Direktorin und oberste Dienstbehörde der Beamten und Beamtin-
nen des Kommunalen Versorgungsverbandes. Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entspre-
chend. 

(4) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung. Er kann sich vom Direktor 
oder der Direktorin jederzeit über alle Angelegenheiten des Kommunalen Versor-
gungsverbandes unterrichten lassen und verlangen, dass ihm oder den von ihm 
bestimmten Mitgliedern Einsicht in die Geschäftsunterlagen gewährt wird. 

§ 7 

Direktor oder Direktorin 

(1) Der Direktor oder die Direktorin des Kommunalen Versorgungsverbandes ist 
Beamter oder Beamtin auf Zeit mit einer Amtszeit von acht Jahren. Er oder sie muss 
die Befähigung für eine geeignete Laufbahn des höheren Verwaltungsdienstes oder 
einen für das Amt geeigneten Hochschulabschluss und eine mehrjährige Erfahrung 
in einer öffentlichen Verwaltung oder einem privaten Unternehmen haben. Er oder 
sie ist verpflichtet, die Ernennung für eine weitere Amtszeit anzunehmen. Lehnt er 
oder sie die Ernennung ohne wichtigen Grund ab, ist er oder sie zum Zeitpunkt des 
Ablaufs der Amtszeit entlassen. Über die Vorlage eines wichtigen Grundes ent-
scheidet der Verwaltungsrat. Ein wichtiger Grund liegt unter anderem vor, wenn sich 
die Anstellungsbedingungen gegenüber der vorhergehenden Amtszeit verschlech-
tern. Über die Ernennung entscheidet der Verwaltungsrat mit der Mehrheit der ge-
setzlichen Anzahl seiner Mitglieder. 

(2) Die Stelle des Direktors oder der Direktorin ist öffentlich auszuschreiben. Soll 
der Direktor oder die Direktorin für eine weitere Amtszeit ernannt werden, kann der 
Verwaltungsrat durch Beschluss von der Ausschreibung der Stelle absehen. Der 
Beschluss bedarf der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder und darf 
frühestens zwölf Monate vor Ablauf der Amtszeit gefasst werden. 

(3) Der Verwaltungsrat bestellt auf Vorschlag des Direktors oder der Direktorin aus 
dem Kreis der Beschäftigten, denen die Leitung einer dem Direktor oder der Direk-
torin unmittelbar unterstellten Organisationseinheit obliegt, einen allgemeinen Stell-
vertreter oder eine allgemeine Stellvertreterin des Direktors oder der Direktorin. Er 
oder sie kann aus wichtigem Grund mit Beschluss des Verwaltungsrates abbestellt 
werden. 
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(4) Der Direktor oder die Direktorin ist Leiter oder Leiterin der Verwaltung. Ihm oder 
ihr obliegen die Geschäftsführung des Kommunalen Versorgungsverbandes sowie 
seine gerichtliche und außergerichtliche Vertretung. Er oder sie bereitet die Sitzun-
gen des Verwaltungsrates und der Fachausschüsse vor und nimmt beratend daran 
teil; er oder sie kann jederzeit das Wort verlangen. Der Direktor oder die Direktorin 
ist Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte der Beamten und Beamtinnen des 
Kommunalen Versorgungsverbandes. 

§ 8 

Auskunftspflichten 

(1) Die Mitglieder sowie die Leistungsempfänger und Leistungsempfängerinnen 
haben nach Maßgabe der Satzungen an der Aufklärung von Sachverhalten mitzu-
wirken, insbesondere Angaben zu machen, Unterlagen vorzulegen und Auskünfte 
zu erteilen, die zur Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben erforderlich sind. Der 
Kommunale Versorgungsverband ist zur Nachprüfung dieser Angaben und Unter-
lagen sowie zu zweckentsprechender Akteneinsicht bei Mitgliedern berechtigt. 

(2) Solange ein Mitglied oder ein Leistungsempfänger oder eine Leistungsempfän-
gerin seiner oder ihrer Auskunftspflicht nicht nachkommt, kann der Kommunale Ver-
sorgungsverband die Berechnungsgrundlagen für die Umlagen schätzen und Leis-
tungen zurückbehalten. 

§ 9 

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, Jahresabschlussprüfung, Vermögen 

(1) Die Wirtschaftsführung des Kommunalen Versorgungsverbandes richtet sich 
nach den Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Ka-
pitalgesellschaften sowie Versicherungsunternehmen. 

(2) Der Kommunale Versorgungsverband erstellt vor Beginn des Geschäftsjahres 
einen nach Kassenbereichen getrennten Wirtschaftsplan. Geschäftsjahr ist das Ka-
lenderjahr. 

(3) Der Kommunale Versorgungsverband erstellt in den ersten drei Monaten des 
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr eine nach Kassenbereichen ge-
trennte Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung (Jahresabschluss) ein-
schließlich Anhang sowie einen Lagebericht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt werden von einem Wirtschaftsprüfer, einer Wirtschaftsprüferin oder einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft geprüft. 

(4) Von der öffentlichen Bekanntmachung des Wirtschaftsplanes sowie einer Ver-
öffentlichung des Jahresabschlusses kann abgesehen werden. 

(5) Die Vermögen der Versorgungskasse und der Zusatzversorgungskasse sind 
getrennt zu halten und so anzulegen, dass Wertbeständigkeit, Liquidität und ein 
möglichst hoher Ertrag gesichert sind. Auf eine angemessene Mischung und Streu-
ung ist zu achten. Die Kassenbereiche haften mit ihren Vermögen nur für ihre eige-
nen Verbindlichkeiten. 
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Abschnitt 2 

Versorgungskasse 

§ 10 

Mitgliedschaft in der Versorgungskasse 

(1) Pflichtmitglieder der Versorgungskasse sind im Land Brandenburg 

1. Gemeinden, 

2. Landkreise, 

3. Verbandsgemeinden, 

4. Ämter, 

5. kommunale Zweckverbände, 

6. kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts und gemeinsame kommunale 
Anstalten des öffentlichen Rechts sowie 

7. öffentlich-rechtliche Sparkassen, 

wenn sie versorgungsberechtigte Beamte oder Beamtinnen oder Beschäftigte mit 
beamtenmäßigen Versorgungsanwartschaften haben. 

(2) Als freiwillige Mitglieder können nach Maßgabe der Satzung aufgenommen wer-
den: 

1. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die nicht un-
ter Absatz 1 fallen, 

2. kommunale Spitzenverbände und vergleichbare kommunale Spitzenorganisati-
onen und 

3. Verbände von Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

wenn sie versorgungsberechtigte Beamte oder Beamtinnen oder Beschäftigte mit 
beamtenmäßigen Versorgungsanwartschaften haben. 

(3) Die freiwillige Mitgliedschaft entsteht durch Aufnahmebescheid. Zur Vermei-
dung besonderer finanzieller Belastungen und Risiken kann die Aufnahme von Auf-
lagen und Bedingungen abhängig gemacht werden. Das Nähere regelt die Satzung; 
dies gilt auch für die Beendigung der freiwilligen Mitgliedschaft. 

§ 11 

Rechtsbeziehungen aus der Mitgliedschaft 

(1) Die Rechtsbeziehungen zu den Mitgliedern richten sich nach öffentlichem 
Recht. 
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(2) Durch die Mitgliedschaft werden Rechte und Pflichten nur zwischen der Versor-
gungskasse des Kommunalen Versorgungsverbandes und den Mitgliedern begrün-
det, soweit nicht durch Gesetz oder Satzung etwas anderes bestimmt ist. 

§ 12 

Fachausschuss Versorgungskasse 

(1) Der Fachausschuss Versorgungskasse besteht aus sieben Personen; sie und 
ihre Stellvertretungen werden aus dem Kreis der Mitglieder unter angemessener 
Berücksichtigung der verschiedenen Gruppen der Mitglieder von den kommunalen 
Spitzenverbänden nach jeder landesweiten Wahl der Gemeindevertretungen vor-
geschlagen und von der Rechtsaufsichtsbehörde berufen. § 5 Absatz 3 Satz 2 und 
3 sowie Absatz 4 gilt entsprechend. 

(2) Die Amtszeit des Fachausschusses beginnt am Tage der ersten Sitzung nach 
der Berufung und endet am Tage vor der ersten Sitzung des neu gebildeten Fach-
ausschusses nach Absatz 1. 

(3) Der Fachausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine Vor-
sitzende und dessen oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterin. § 5 Absatz 2 
Satz 2 und 3 und Absatz 5 gilt entsprechend. 

(4) Der Fachausschuss bereitet die Beschlüsse des Verwaltungsrates vor und ent-
scheidet über diejenigen Angelegenheiten, die nicht anderen Organen des Kommu-
nalen Versorgungsverbandes vorbehalten sind. § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt ent-
sprechend. Insbesondere entscheidet er über 

1. die Satzung und ihre Änderungen, 

2. die Festsetzung der Umlagesätze und ergänzende Einnahmeregelungen, 

3. die Aufnahme und Kündigung freiwilliger Mitglieder und 

4. die Bildung einer eigenen Umlagegemeinschaft für die öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen. 

(5) Der Fachausschuss übermittelt dem Verwaltungsrat eine Beschlussempfehlung 
zu den Vorlagen gemäß § 6 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 bis 6. 

§ 13 

Umlage, Kostenerstattung und Rücklage 

(1) Die notwendigen finanziellen Mittel der Versorgungskasse werden durch Umla-
gen und Kostenerstattungen der Kassenmitglieder aufgebracht. Bei Verzug können 
Zinsen berechnet werden. Die Mittel dürfen nur zur Erreichung satzungsmäßiger 
Zwecke, insbesondere zur Bestreitung der Leistungen und der notwendigen Ver-
waltungskosten, verwendet werden. Bei Kostenerstattung kann zusätzlich ein Ver-
waltungskostenbeitrag erhoben werden. Das Nähere regelt die Satzung. 
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(2) Soweit die Erträge eines Jahres nicht zur Erfüllung satzungsgemäßer Verpflich-
tungen benötigt werden, sind sie einer Sicherheits- und Schwankungsrücklage zu-
zuführen. Die Satzung bestimmt die Mindest- und Höchstgrenze der zu bildenden 
Rücklage. 

Abschnitt 3 

Zusatzversorgungskasse 

§ 14 

Mitgliedschaft in der Zusatzversorgungskasse 

(1) Pflichtmitglieder der Zusatzversorgungskasse sind die in § 10 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 7 genannten Rechtssubjekte mit zusatzversorgungsberechtigten Arbeit-
nehmern oder Arbeitnehmerinnen. 

(2) Als freiwillige Mitglieder können nach Maßgabe der Satzung die in § 10 Ab-
satz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Rechtssubjekte mit zusatzversorgungsberechtig-
ten Arbeitnehmern oder Arbeitnehmerinnen zugelassen werden. Das gleiche gilt für 
juristische Personen des Privatrechts, an denen Gemeinden und Gemeindever-
bände überwiegend beteiligt sind, sowie für andere juristische Personen des Privat-
rechts, soweit sie kommunale Aufgaben erfüllen und ihr dauernder Bestand gesi-
chert erscheint. 

(3) Über die Aufnahme und Kündigung freiwilliger Mitglieder entscheidet der Fach-
ausschuss entsprechend § 10 Absatz 3. 

(4) Die Rechtsbeziehungen zu den Mitgliedern richten sich nach öffentlichem 
Recht. Die Rechtsbeziehungen zwischen der Zusatzversorgungskasse und den 
Versicherten und den Leistungsempfängern richten sich nach privatem Recht. 

§ 15 

Versicherungsverhältnisse 

(1) Versicherungsverhältnisse sind die Pflichtversicherung und die freiwillige Versi-
cherung. 

(2) Die Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 1. April 2015 
(BGBl. I S. 434), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Mai 2023 (BGBl. I 
Nr. 140, S. 18) geändert worden ist, finden für die Pflichtversicherung keine Anwen-
dung. 

(3) Für die freiwillige Versicherung wird gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes ein separater Abrechnungsverband eingerichtet. Die Ver-
bindlichkeiten und Vermögenswerte werden ohne die Möglichkeit einer Übertragung 
getrennt von den anderen Geschäften der Einrichtung verwaltet und organisiert. Die 
freiwillige Versicherung ist von der Aufsicht nach dem Versicherungsaufsichtsge-
setz in der jeweils geltenden Fassung freigestellt. 
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§ 16 

Fachausschuss Zusatzversorgungskasse 

(1) Der Fachausschuss Zusatzversorgungskasse besteht aus acht Personen, von 
denen vier aus dem Kreis der Mitglieder und vier aus dem Kreis der Pflichtversi-
cherten zu berufen sind. Die Vertreter der Mitglieder werden von den kommunalen 
Spitzenverbänden, die Vertreter oder Vertreterinnen der Pflichtversicherten von den 
Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften nach jeder landesweiten 
Wahl der Gemeindevertretungen vorgeschlagen und von der Rechtsaufsichtsbe-
hörde berufen. Gleiches gilt für die Stellvertretung. 

(2) Der Fachausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine Vor-
sitzende und einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin, die nicht demselben Ta-
rifpartnerkreis angehören sollen. 

(3) § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3, Absatz 3 Satz 2 und 3 sowie Absatz 4 und 5, § 6 
Absatz 1 Satz 1 und 2, § 12 Absatz 2 und 4 Satz 3 Nummer 1 bis 3 sowie Absatz 5 
gelten entsprechend. 

§ 17 

Verantwortlicher Aktuar oder Verantwortliche Aktuarin 

(1) Die Zusatzversorgungskasse hat einen Verantwortlichen Aktuar oder eine Ver-
antwortliche Aktuarin zu beauftragen. Er oder sie muss zuverlässig und fachlich ge-
eignet sein. Die fachliche Eignung setzt ausreichende Kenntnisse in der Versiche-
rungsmathematik und Berufserfahrung voraus. Eine ausreichende Berufserfahrung 
ist regelmäßig anzunehmen, wenn eine mindestens dreijährige Tätigkeit als Versi-
cherungsmathematiker oder Versicherungsmathematikerin nachgewiesen wird.  

(2) Der Verantwortliche Aktuar oder die Verantwortliche Aktuarin hat insbesondere 

1. die Finanzlage der Kasse daraufhin zu überprüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit 
der eingegangenen Verpflichtungen der Zusatzversorgungskasse gewährleistet 
ist und hierüber dem Fachausschuss Zusatzversorgungskasse zu berichten,  

2. den Direktor oder die Direktorin unverzüglich über Einschränkungen der Vor-
gabe nach Nummer 1 zu unterrichten, sobald sie oder er in Erfüllung der ihr 
oder ihm obliegenden Aufgaben darüber Kenntnis erlangt und 

3. den nach § 9 Absatz 3 festgestellten Jahresabschluss für die Zusatzversor-
gungskasse nach versicherungsmathematischen Grundsätzen zu bewerten 
und dem Fachausschuss Zusatzversorgungskasse Vorschläge für die Verwen-
dung des Jahresergebnisses vorzulegen. 

(3) Der Direktor oder die Direktorin ist verpflichtet, dem Verantwortlichen Aktuar o-
der der Verantwortlichen Aktuarin sämtliche Informationen zugänglich zu machen, 
die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner oder ihrer Aufgaben gemäß Absatz 2 
erforderlich sind. 
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§ 18 

Finanzierung 

(1) Die zur Erfüllung der satzungsmäßigen Zwecke der Zusatzversorgungskasse 
notwendigen Mittel werden von den Kassenmitgliedern durch Umlagen und Beiträge 
aufgebracht. Die Höhe der Umlagen und Beiträge wird vom Fachausschuss Zusatz-
versorgungskasse nach versicherungsmathematischen Grundsätzen festgelegt. 

(2) Ein aus der Umlagefinanzierung ausscheidendes Mitglied hat zur Deckung der 
von der Zusatzversorgungskasse nach seinem Ausscheiden zu erfüllenden Ver-
pflichtungen aus der beendeten Pflichtversicherung, einschließlich der zugehörigen 
Verwaltungskosten, einen Ausgleichsbetrag an die Zusatzversorgungskasse zu 
zahlen, dessen Höhe nach versicherungsmathematischen Grundsätzen festzuset-
zen ist. 

(3) Führt ein Mitglied in der Umlagefinanzierung versicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse nicht fort, kann die Zusatzversorgungskasse zur Deckung der 
von ihr gegenüber den ausgeschiedenen Pflichtversicherten zu erfüllenden Ver-
pflichtungen, einschließlich der zugehörigen Verwaltungskosten, einen anteiligen 
Ausgleichsbetrag erheben, dessen Höhe nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen festzusetzen ist. 

(4) Bei Verzug der Zahlung nach Absatz 1 soll die Zusatzversorgungskasse Zinsen 
berechnen. In den Fällen der Absätze 2 und 3 sind Zinsen für den Zeitraum zwi-
schen dem Ausscheiden oder der Nichtfortführung versicherungspflichtiger Be-
schäftigungsverhältnisse und der Zahlung des Ausgleichsbetrages durch das aus-
scheidende oder das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse nicht fort-
führende Mitglied zu erheben. 

Abschnitt 4 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 19 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch § 2 Absatz 5 werden das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 
der Verfassung des Landes Brandenburg) und das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des 
Grundgesetzes) sowie durch § 7 Absatz 1 das Grundrecht der Berufsfreiheit (Arti-
kel 49 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschränkt. 

§ 20 

Übergangsbestimmungen 

§ 2 Absatz 3 Satz 2 findet zugunsten Hinterbliebener aus eingetragener Lebens-
partnerschaft auf alle Versorgungsfälle Anwendung, die nach dem 31. Dezem-
ber 2004 eingetreten sind. Für Ansprüche nach Satz 1, die bis zum 14. März 2012 
entstanden sind, beginnen satzungsmäßige Ausschlussfristen am 14. März 2012. 
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§ 21 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag der nächsten landesweiten Kommunalwahlen in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz über den Kommunalen Versorgungsverband Branden-
burg in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (GVBl. I S. 206), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 38 S. 3) geän-
dert worden ist, außer Kraft. 

Potsdam, den [Datum der Ausfertigung] 

Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 

Dr. Ulrike Liedtke 



    

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg (KVB) ist durch Gesetz vom 26. 
Februar 1993 (GVBl. I S. 51) am 3. März 1993 als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts errichtet worden und wird von den Gemeinden und Gemeindeverbänden als 
Pflichtmitglieder getragen. Er gliedert in die Geschäftsbereiche der Versorgungs-
kasse (VK) und der Zusatzversorgungskasse (ZVK) und erfüllt seine Aufgaben als 
Selbstverwaltungskörperschaft im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen Bestim-
mungen in eigener Verantwortung. 

Die VK ist die Pensionskasse der Kommunalbeamten und zuständige Stelle für die 
Festsetzung von Beihilfen an Ruhestandsbeamte. Die Leistung aus der ZVK ist eine 
Betriebsrente für die Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst. Mit ihr wird die Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung ergänzt und somit eine zusätzliche Alters-, 
Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung gewährt. Die ZVK unterteilt 
sich in einen Teil der Pflichtversicherung und einen Teil der freiwilligen Versiche-
rung. Die Pflichtversicherung übernimmt die tarif- oder arbeitsvertraglichen Versor-
gungszusagen ihrer Mitglieder gegenüber deren Beschäftigten. Dazu gehören nach 
Maßgabe tarifvertraglicher und satzungsrechtlicher Regelungen eine zusätzliche Al-
ters-, Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung zu 
gewähren. Neben dieser Pflichtversicherung bietet die ZVK auch freiwillige Leistun-
gen unter anderem in Form der Riester-Rente an. 

Für das Gesetz über den Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg besteht 
erheblicher Überarbeitungsbedarf, da seit dem Inkrafttreten der Neufassung im Jahr 
1999 nur wenige Rechtsänderungen in Form von Anpassungen aufgrund anderer 
Gesetze vorgenommen worden sind. So bestehen zahlreiche Inkonsistenzen und 
Überschneidungen hinsichtlich der Regelungen zum Haushalts-, Rechnungs- und 
Prüfungswesen, die mit diesem Gesetz rechtsbereinigt werden. In Zusammenhang 
mit den konkreten Anpassungsbedürfnissen wird der Normtext an die Anforderun-
gen einer geschlechtergerechten Sprache und den bestehenden Rechtschreibre-
geln angepasst.  

Der Anpassungsbedarf betrifft folgende Regelungsbereiche: 

Der KVB entscheidet durch Verwaltungsakt gegenüber seinen Mitgliedern und Ver-
sicherten. Eine ausdrückliche Regelung für die Befugnis zum Erlass von Verwal-
tungsakten fehlt bisher und kann nur durch Auslegung begründet werden. Aus 
Gründen der Rechtssicherheit wird eine entsprechende Ermächtigung in das Ge-
setz aufgenommen.  

Der KVB kann aufgrund fehlender Regelung im Gesetz bisher kein eigenes Dienst-
siegel führen. Nach § 1 Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 der Hoheitszeichenver-
ordnung besteht zwar die Möglichkeit, auf Antrag das Landeswappen in Dienstsie-
geln verwenden zu dürfen. Eine ausdrückliche Befugnis zur Führung eines Dienst-
siegels ist damit nicht verbunden. Eine entsprechende Regelung wird daher in das 
Gesetz aufgenommen. 
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Neu aufgenommen werden Bestimmungen zur Beschlussfassung der Kollegialor-
gane des KVB (Verwaltungsrat, Fachausschüsse VK, ZVK). Für die Wahl der Vor-
sitzenden dieser Organe werden Verweisungsregelungen auf die Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) neu in das Gesetz aufgenommen. Das 
Erfordernis für Regelungen zur Wahl der Vorsitzenden resultierte insbesondere auf-
grund der Zusammensetzung des Fachausschusses Zusatzversorgungskasse. Die 
paritätische Besetzung dieses Fachausschusses, der aus acht Vertretern besteht, 
von denen vier aus dem Kreis der Kassenmitglieder und vier aus dem Kreis der 
Pflichtversicherten zu bestimmen sind, führte in der Vergangenheit zu Konflikten, 
da in Pattsituationen die Stimme des Ausschussvorsitzenden den Ausschlag gab.  

Nach bisherigem Recht übt das Ministerium des Innern und für Kommunales die 
Rechtsaufsicht über den Kommunalen Versorgungsverband nach den kommunal-
verfassungsrechtlichen Vorschriften aus (vgl. § 1 Absatz 2 Satz 1). Der Versiche-
rungszweig der ZVK unterliegt gemäß § 1 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Versicherungs-
aufsicht nach § 1a Absatz 1 und 2 Satz 1 und 2 des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes (VAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 
1993 I S. 2), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. August 2008 (BGBl. I 
S. 1690, 1704) geändert worden ist. Die Versicherungsaufsicht ist durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Kommunalen Versorgungsver-
band Brandenburg, des Brandenburgischen Versorgungsrücklagengesetzes sowie 
zur Anpassung der Verweisungen an das Kommunalrechtsreformgesetz vom 23. 
September 2008 (GVBl. I S. 202, 204) vom Ministerium für Wirtschaft und Europa 
(MWE) dem Ministerium des Innern übertragen worden.  

Die Versicherungsaufsicht zielt in erster Linie auf den Schutz der Versicherungs-
nehmer und der Begünstigten von Versicherungsleistungen ab. Dieses Ziel ist durch 
die Ausübung der Rechtsaufsicht über den Kommunalen Versorgungsverband hin-
reichend sichergestellt. Sowohl für den pflichtigen als auch für den freiwilligen Teil 
der ZVK wird die Versicherungsaufsicht daher aufgegeben und die Pflicht zur Be-
stellung eines Verantwortlichen Aktuars durch die ZVK des Kommunalen Versor-
gungsverbandes in § 17 als Kontrollinstrument neu eingeführt. Diese Pflicht besteht 
bereits satzungsrechtlich für ZVK und soll aufgrund des Wegfalls der Versiche-
rungsaufsicht auf Gesetzebene verpflichtend sein. Die Suspendierung der Versi-
cherungsaufsicht ist aufgrund § 1 Absatz 3 Satz 2 VAG und § 2 Absatz 2 VAG 
grundsätzlich zulässig. Der Umfang der Rechtsaufsicht bleibt unverändert. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1  

Zu Absatz 1 Satz 1 

Unter Neugliederung des Regelungsgehalts des bisherigen § 1 wurde die vollstän-
dige Bezeichnung der Körperschaft in Absatz 1 aufgenommen.  

Zu Absatz 1 Satz 2 und 3 

Satz 2 entspricht der bisherigen Fassung des Absatzes 1 Satz 2. 

Satz 3 beinhaltet eine Regelung zum Erlass von Verwaltungsakten durch den Ver-
sorgungsverband und wird aus dem Grunde der Rechtsicherheit neu aufgenom-
men. Bisher konnte die Befugnis nur durch Auslegung rechtlich begründet werden.  
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Auch die Regelung für den Erlass von Widerspruchsbescheiden dient der Rechts-
sicherheit. Bei der Widerspruchsbehörde handelt es sich um jene Behörde, welche 
für den Erlass eines Widerspruchsbescheids zuständig ist, wenn Widerspruch ge-
gen einen Verwaltungsakt eingelegt worden ist. Gemäß § 73 Absatz 1 Satz 2 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) handelt es sich bei der Widerspruchsbehörde 
grundsätzlich um die nächsthöhere Behörde im Vergleich zur Ausgangsbehörde, 
also um die unmittelbar vorgesetzte Behörde. Eine entsprechende hierarchische 
Einordnung des Kommunalen Versorgungsverbandes besteht jedoch nicht. Nach 
§ 73 Absatz 1 Satz 3 VwGO kann durch Gesetz bestimmt werden, dass die Be-
hörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, auch für die Entscheidung über den 
Widerspruch zuständig ist. 

Zu Absatz 2 

Ein Dienstsiegel wird durch den KVB bereits geführt, ohne dass eine Rechtsgrund-
lage dafür besteht. Die dafür in der Satzung der ZVK ausgebrachte bisherige Rege-
lung ist nicht ausreichend, da die Satzungskompetenz des Fachausschusses als 
Organ sich nur auf den Bereich der ZVK und nicht auf den KVB insgesamt erstreckt. 
Die Aufnahme einer entsprechenden Ermächtigungsnorm entsprechend der Ver-
gleichsregelung in § 10 Absatz 1 BbgKVerf soll hier Rechtsklarheit schaffen. 

Zu Absatz 3 Satz 1 und 2 

Entspricht inhaltlich der Regelung des bisherigen Absatzes 2 Satz 1 und 2. 

Zu Absatz 3 Satz 3 

In Folge des Wegfalls der Versicherungsaufsicht und der entsprechenden Verwei-
sungsvorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes werden mit der neuen Re-
gelung in Nummer 1 und 2 die Befugnisse der Rechtsaufsichtsbehörde in Anleh-
nung an die anzuwendenden Regelungen von § 83 des Versicherungsaufsichtsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 
I S. 2) zur effektiven Ausübung der Rechtsaufsicht neu in dieses Gesetz aufgenom-
men werden.  

Zu § 2  

Zu Absatz 1 

Entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 2 Satz 1 und 2 

Entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 2 Satz 3 

Klarstellende Formulierung der Verweisungsregelungen in der bisherigen Vorschrift 
des Satzes 3, im Übrigen keine Änderungen. 

Zu Absatz 2 Satz 4 

Entspricht der bisherigen Regelung. 
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Zu Absatz 3 

Entspricht inhaltlich weitgehend den bisherigen Regelungen. Entspricht inhaltlich 
den bisherigen Regelungen. Die Vorgabe des bisherigen Satzes 1 eine zusätzliche 
Berufsunfähigkeitsversorgung zu gewähren, wird nicht übernommen, da der Alters-
vorsorge-Tarifvertrag Kommunal in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 8 
vom 10. November 2021 Berufsunfähigkeitsrenten nicht mehr regelt 

Zu Absatz 4 

Entspricht inhaltlich weitgehend den bisherigen Regelungen. Die Möglichkeit, auf 
Antrag der Mitglieder auch die Zahlung von Kindergeldleistungen zu übernehmen, 
wird nicht übernommen, da § 72 des Einkommensteuergesetzes durch das Jah-
ressteuergesetz 2022 mit Wirkung vom 1. Januar 2024 aufgehoben wird und die 
Zuständigkeiten aller Familienkassen des öffentlichen Dienstes damit enden wer-
den. 

Zu Absatz 5 

Der bisherige § 2 Absatz 6 wird neuer § 2 Absatz 5 und inhaltlich an die veränderte 
Rechtslage angepasst. Seit dem 25. Mai 2018 ist für die Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten die von der Europäischen Union erlassene Datenschutz-
Grundverordnung für die öffentlichen im Land Brandenburg unmittelbar anzuwen-
den. Die für Dienstherren geltenden Vorschriften des Landesbeamtengesetzes 
(LBG) über die Personalakten und Beihilfeakten bilden für die Erhebung und Verar-
beitung von sensiblen Daten, insbesondere Gesundheitsdaten von kommunalen 
Beamten, eine hinreichende Rechtsgrundlage. 

Die bisherige Regelung in § 2 Absatz 5 ist gegenstandslos geworden. Sie wurde 
zuvor am 21. Dezember 2016 durch Artikel 3 des Gesetzes über die Aufhebung des 
Brandenburgischen Versorgungsrücklagengesetzes und zur Änderung weiterer 
Vorschriften (GVBl. I Nr. 31, S. 2) infolge der Auflösung der „Versorgungsrücklage 
Kommunal Brandenburg“ in dieses Gesetz aufgenommen, um die Zweckbindung 
der bisher geleisteten finanziellen Mittel sowie die daraus erzielten Erträge für künf-
tige Versorgungsaufwendungen sicherzustellen und dem Kommunalen Versor-
gungsverband eine Rechtsgrundlage zu geben, den vorhandenen Vermögensbe-
stand in eine neue Versorgungsrücklage überführen zu können. Der Vermögensbe-
stand ist mittlerweile der Sicherheits- und Schwankungsrücklage zugeführt worden. 
Von der rechtlichen Ermächtigung zur Bildung einer neuen Versorgungsrücklage ist 
kein Gebrauch gemacht worden. 

Zu § 3  

Zu Absatz 1 

Entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 2 

Die uneinheitliche Bezeichnung der Genehmigungsbehörde (bisher Aufsichtsbe-
hörde) und der Behörde, der eine nicht genehmigungspflichtige Satzung anzuzei-
gen ist (Ministerium des Innern), wird durch den in § 1 Absatz 4 Satz 1 normierten 
einheitlichen Begriff Rechtsaufsichtsbehörde ersetzt. 
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Zu § 4 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu § 5  

Zu Absatz 1 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 2 

Mit der Vorschrift wird die Norm des bisherigen Absatzes 2 neu geregelt. Bisher 
bestehen keine Regelungen zur Wahl eines Vorsitzenden und wegen fehlender Sat-
zungsbefugnis kann der Verwaltungsrat auch keine eigenen Regelungen dazu tref-
fen. Aufgrund des Regelungserfordernisses für den Fachausschuss der Zusatzver-
sorgungskasse wird aus Gründen der Einheitlichkeit die Wahl des Ausschussvorsit-
zes für alle Kollegialorgane verbindlich gefasst. Zusätzlich wird die Möglichkeit der 
Abwahl geregelt. Die Regelung des Satzes 2 wird aus rechtssystematischen Grün-
den in Absatz 3 verschoben. 

Zu Absatz 3 Satz 1 

Entspricht der Regelung des bisherigen Absatzes 2 Satz 2. 

Zu Absatz 3 Satz 2 und 3 

Entspricht der Regelung des bisherigen Absatzes 3 Satz 1 und 2. 

Zu Absatz 4 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 5 

Die Möglichkeit für die Durchführung von Hybridsitzungen wird in Anlehnung an die 
Regelung in § 34 Absatz 1a BbgKVerf neu aufgenommen. 

Zu § 6  

Zu Absatz 1 Satz 1 und 2 

Die Regelungen zur Entscheidung durch Beschlussfassung ist inhaltlich analog zu 
den kommunalverfassungsrechtlichen Vorschriften formuliert und wird aus Gründen 
der Rechtssicherheit neu aufgenommen. Die bisherigen Vorgaben über Beschluss-
fassungen sind uneinheitlich und nicht für alle Entscheidungssachverhalte eindeutig 
geregelt. 

Zu Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 

Mit der Vorschrift wird die bisherige Regelung in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 konkre-
tisiert. Sie steht im Zusammenhang mit der Regelung über die Dienstvorge-
setzteneigenschaft des Verwaltungsrates gegenüber dem Direktor in Absatz 3. 
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Zu Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 

Redaktionelle Anpassung der Beschlusskompetenzen an die geänderten Regelun-
gen zur Wirtschaftsführung in § 9 Absatz 1 bis 3. 

Zu Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 bis 6 

Entspricht inhaltlich den Regelungen in § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a bis 5. 

Zu Absatz 1 Satz 3 Nummer 7 

Die Befugnis korrespondiert mit der neuen Regelung in § 1 Absatz 3 und ist ent-
sprechend der Vergleichsnorm in § 28 Absatz 2 Nummer 10 BbgKVerf gefasst. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift ersetzt die Regelung im bisherigen Absatz 2. Mit ihr werden die Be-
fugnisse des Verwaltungsrats als Kontrollorgan gegenüber dem Direktor und die 
des Direktors in seiner Eigenschaft als Dienstvorgesetzter der Beamten und Vorge-
setzte der Arbeitnehmer des Kommunalen Versorgungsverbandes deutlich abge-
grenzt. Die Zuständigkeit des Verwaltungsrats für Personalmaßnahmen wird auf 
eine Mitentscheidungsbefugnis bei der Einstellung von Beamten und bei der Ein-
stellung und Entlassung von Arbeitnehmern sowie bei der Beförderung von Beam-
ten in Ämter der Laufbahnen des höheren Dienstes beschränkt. Die Beförderung 
von Beamten der Laufbahngruppen des mittleren und gehobenen Dienstes in Ämter 
bis Besoldungsgruppe A 13 und die Höhergruppierung von Arbeitnehmern in ver-
gleichbare Entgeltgruppen ist Aufgabe der laufenden Verwaltung, die ihre festge-
legten Grenzen in dem bereits durch den Verwaltungsrat genehmigten Wirtschafts-
plan hat. Die Befugnis obliegt künftig dem Direktor als Leiter des Kommunalen Ver-
sorgungsverbandes. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht inhaltlich der Vorschrift im bisherigen Absatz 3 mit klarstel-
lenden Änderungen. Der in der bisherigen Fassung genannte Begriff „Beschäftigte“ 
ist im Regelungszusammenhang unrichtig und wird üblicherweise nur für Arbeitneh-
mer oder als Sammelbegriff für Arbeitnehmer und Beamte verwendet. Der Begriff 
der obersten Dienstbehörde ist in § 2 Absatz 1 LBG aber legaldefiniert und hat für 
Arbeitnehmer keine Entsprechung. Mit der Verweisungsvorschrift in Satz 2 wird die 
Beschlussfassung geregelt. 

Zu Absatz 4 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu § 7  

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht der bisherigen Vorschrift mit klarstellenden Formulierun-
gen. Die bisherige Bestimmung über fachliche Qualifikationsanforderungen des Di-
rektors wird unverändert übernommen. Sie stellt einen zulässigen Eingriff in die Be-
rufsausübungsfreiheit aus Artikel 49 Absatz 1 der Verfassung des Landes Branden-
burg dar, weil nur mit der dadurch hinreichend vorhandenen Fachkompetenz eine 
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zielgerichtete und rechtskonforme Aufgabenerfüllung in unterschiedlichen und kom-
plexen Rechtsbereichen gewährleistet wird. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung wird in Anlehnung an die Vorschrift für die Wahl von Beigeordneten 
gemäß § 60 Absatz 2 Satz 2 BbgKVerf neu aufgenommen. Dadurch soll dem Ver-
waltungsrat die Möglichkeit eröffnet werden, auf eine Ausschreibung verzichten zu 
können, um eine Kontinuität in der Amtsführung sicherzustellen. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift ist angelehnt an die kommunalverfassungsrechtliche Regelung zur 
Stellvertretung im Amt. Sie schreibt die Bestellung eines allgemeinen Stellvertreters 
des Direktors vor, um die Handlungsfähigkeit des kommunalen Versorgungsverban-
des im Falle einer Vakanz zu gewährleisten.  

Zu Absatz 4 

Entspricht inhaltlich der Regelung im bisherigen Absatz 3. Die Vorschrift wird in 
Satz 4 dahingehend geändert, als dass die Dienstvorgesetzteneigenschaft nur für 
die Beamten des Kommunalen Versorgungsverbandes gilt. Der Begriff des Dienst-
vorgesetzten ist in § 2 Absatz 2 Satz 1 LBG legaldefiniert und hat für Beschäftigte 
in einem Arbeitnehmerverhältnis keine Bedeutung. Die bisherige Regelung über die 
Vorgesetzteneigenschaft des Direktors mit Weisungsbefugnissen gegenüber allen 
Beschäftigten des Kommunalen Versorgungsverbandes ergibt sich bereits aus des-
sen Rechtsstellung in Absatz 4 Satz 1 und wird daher nicht übernommen. 

Zu § 8 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu § 9  

Zu Absatz 1 bis 3 

Die haushaltsrechtlichen Vorschriften für die Wirtschaftsführung und die Rech-
nungslegung der bisherigen Absätze 1 bis 4 werden durch die Regelung der neuen 
Absätze 1 bis 3 ersetzt. Aufgrund in der Vergangenheit vorgenommener satzungs-
rechtlich veranlasster Regelungen wurden die Vorschriften über die Betriebsführung 
und Kontrolle nach Maßgabe handelsrechtlicher Bestimmungen durchgeführt. Mit 
den Regelungen in den neuen Absätzen 1 bis 3 soll diesem in der Praxis etablierten 
Rechtsstand auf Gesetzesebene Geltung verschafft werden. 

Zu Absatz 4 

Entspricht der Regelung des bisherigen Absatzes 3. 

Zu Absatz 5 

Entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu § 10 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 
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Zu § 11 

Entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu § 12  

Zur Überschrift 

Die Überschrift wird mit der ergänzenden Bezeichnung des zutreffenden Fachaus-
schusses konkretisiert. 

Zu Absatz 1 und 2 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung ersetzt die Vorschrift im bisherigen Absatz 3. § 17 Absatz 4 der Sat-
zung der Versorgungskasse regelt die Wahl des Ausschussvorsitzenden und seines 
Stellvertreters. Die satzungsrechtliche Regelung gewährleistet aber nicht das Zu-
standekommen einer Entscheidung, soweit durch Abwesenheiten oder Stimment-
haltungen Pattsituationen entstehen. Die neue Verweisungsregelung auf die Wahl-
vorschrift des Vorsitzes im Verwaltungsrat schafft hier Rechtssicherheit.  

Zu Absatz 4 

Entspricht inhaltlich weitgehend der Regelung im bisherigen Absatz 4 Nummer 1, 2, 
4 und 6. Die bisherigen Zuständigkeitsregelungen in Nummer 3 (Wirtschaftsplan 
und Stellenübersicht) und Nummer 5 (Jahresabschluss und die Empfehlung der 
Entlastung des Direktors) entfallen künftig, da entsprechende Beschlüsse durch den 
Verwaltungsrat gefasst werden. Mit der Verweisungsregelung auf die neue Vor-
schrift des § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 soll auch im Fachausschuss Versorgungs-
kasse Rechtssicherheit über die Fassung von Beschlüssen hergestellt werden. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift des bisherigen Absatzes 5 regelt den Zustimmungsvorbehalt des Ver-
waltungsrates bei Beschlüssen des Fachausschusses über den Wirtschaftsplan 
und des Jahresabschlusses. Die Beschlusskompetenz ist in § 6 Absatz 1 Nummer 3 
bis 4 dem Verwaltungsrat übertragen. Der Fachausschuss gibt in dem Zusammen-
hang künftig eine Beschlussempfehlung ab; eine eigene abschließende Entschei-
dungskompetenz erübrigt sich damit.  

Zu § 13 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung.  

Zu § 14  

Zu Absatz 1 bis 3 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 
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Zu Absatz 4 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung in Absatz 1 und 2 und wird aus rechts-
systematischen Gründen an dieser Stelle positioniert. 

Zu § 15 

Zu Absatz 1 und 2 

Die bestehenden Versicherungsverhältnisse (Pflichtversicherung, freiwillige Versi-
cherung) in der Zusatzversorgungskasse werden aus Gründen der Rechtssicherheit 
klarstellend in Absatz 1 aufgenommen.  

Absatz 2 regelt, dass die Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes für die 
Pflichtversicherung nicht mehr anzuwenden sind. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift regelt die Suspendierung der Versicherungsaufsicht für den Bereich 
der freiwilligen Versicherung auf Grundlage von § 2 Absatz 2 Versicherungsauf-
sichtsgesetz. Ergänzend werden diesbezügliche Vorgaben des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes über die getrennte Vermögensverwaltung aufgenommen. 

Zu § 16  

Zu Absatz 1 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 2 

Entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung in Absatz 2 Satz 1.  

Zu Absatz 3 

Entspricht inhaltlich der Regelung des bisherigen Absatzes 3. Die Verweisungen 
werden infolge der Änderung in § 5 Absatz 2 und der Aufnahme der Vorschrift zur 
Beschlussfassung in § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend erweitert. Ergänzend 
wird eine Verweisung auf § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3 aufgenommen, die die bisherige 
Vorschrift für das Stimmprivileg des Ausschussvorsitzenden in Absatz 2 Satz 2, die 
in der Verwaltungspraxis bei der Wahl des Ausschussvorsitzenden problematisch 
war, ersetzt. 

Zu § 17 

Die Bestellung eines Verantwortlichen Aktuars ist gemäß §§ 141, 156 und 161 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes nur für Lebensversicherungen, Unfallversicherun-
gen mit Prämienrückgewähr oder Krankenversicherungen zwingend vorgeschrie-
ben. Ein Aktuar erstellt mit Hilfe von Simulationstechniken mathematische Modelle, 
mit denen auf Basis einer Vielzahl von analysierten Daten aus der Vergangenheit 
Zielgrößen für die Zukunft berechnet werden können. Diese sollen Auskunft darüber 
geben, welches versicherungstechnische Ergebnis für einen laufenden oder künfti-
gen Zeitraum zu erwarten ist und mit welcher Wahrscheinlichkeit Abweichungen von 
diesem erwarteten Ergebnis eintreten könnten. Im Rahmen der Beitragskalkulation 
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erstellt er mit mathematischen Methoden Risikomodelle, mit denen die zu versi-
chernden Risiken in einem Portefeuille möglichst realitätsnah abgebildet werden. 
Aus einem solchen Modell entwickeln sie dann ein Preissystem (Tarif), der die 
Grundlage für die Prämienbemessung für die Versicherung solcher Risiken darstellt. 

Die Bestellung eines Verantwortlichen Aktuars für die Zusatzversorgungskasse ist 
bisher nur satzungs-rechtlich geregelt. Sie hat sich in der Praxis bewährt und soll 
infolge des Wegfalls der Versicherungsaufsicht nunmehr verpflichtend vorgeschrie-
ben werden. 

Zu § 18 

Entspricht der Regelung des bisherigen § 17. 

Zu § 19 

Die Regelung dient der Umsetzung des Zitiergebotes aus Artikel 5 Absatz 2 der 
Verfassung des Landes Brandenburg. Berührt sind die Regelungen in § 2 Absatz 5 
und § 7 Absatz 1 Satz 2. Die Vorschrift des bisherigen § 18 enthält eine entspre-
chende Bestimmung nur für den Bereich des Datenschutzes. 

Zu § 20 

Entspricht der Regelung des bisherigen § 19 Absatz 2. Die bisherige Ermächtigung 
in § 19 Absatz 1 für den Erlass von Verwaltungsvorschriften durch das für Inneres 
zuständige Mitglied der Landesregierung ist nicht mehr erforderlich und wird daher 
nicht übernommen. 

Zu § 21 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes und des Außer-
krafttretens des Gesetzes über den Kommunalen Versorgungsverband Branden-
burg in der gegenwärtigen Fassung auf den Tag der landesweiten Kommunalwah-
len. Dieser Zeitpunkt wird gemäß § 7 Absatz 1 Satz 2 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes durch den Minister des Innern und für Kommunales durch 
Rechtsverordnung bestimmt. 
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